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31 Verordnung 


zur Abänderung des Bierſteuergeſetzes. 
Vom 5. Februar 1934. 


Auf Grund der Beſtimmungen im § 1 VI Nr. 55 a und § 2 Abſatz 1 b des Geſetzes zur Behebung 
der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird hiermit folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel | 

S 3 Abſ. 1 des Bierſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 in der zur Zeit für Danzig geltenden Faſſung 
erhält folgenden Wortlaut: 

Die Bierſteuer beträgt für aus dem Ausland eingeführtes Bier 6,25 Gulden für das Hekto⸗ 
liter; für im Inland hergeſtelltes Bier für jedes Hektoliter der in einem Brauereibetriebe inner⸗ 
halb eines Rechnungsjahres hergeſtellten Biermenge: 

Von den erſten 2000 Heftolitern . . . . . 5, — Gulden 


von den folgenden 8000 Hektoliteen .. . 5,25 75 
von den folgenden 10000 SHettolitern . . . . . . 5,50 5 
von den folgenden 10000 Hektolitern . 5,75 = 
von den folgenden 30000 Hektoliteern. . 6— = 


von den folgenden 60000 SHettolitern . . . . . . 6,15 75 
von dem Reſte 55565525 75 


Artikel II 
Die Verordnung tritt am 12. Februar 1934 in Kraft. 
Danzig, den 5. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


32 Senatsbeſchlußz 
betr. Errichtung einer Landeskulturkammer für das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
E Vom 1. Februar 1934. 

Mit Wirkung vom 1. Februar 1934 wird für das Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Landes⸗ 
kulturkammer errichtet. Leiter der Landeskulturkammer iſt der Senator der Senatsabteilung für Volks⸗ 
bildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchenweſen, ſtellvertretender Leiter der Senator der Senatsabteilung 
für Volksaufklärung und Propaganda. 

a Die Art der Tätigkeit und die Einteilung der Kulturaufgaben in einzelne Unterfammern wird durch 
eine Senatsverordnung und durch Ausführungsbeſtimmungen feſtgelegt werden. 
Danzig, den 1. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck Paul Batzer 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 2. 1934.) 
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33 Rechts verordnung 

über die Errichtung einer Landeskulturkammer in der Freien Stadt Danzig. 
Vom 1. Februar 1934. 


Auf Grund von $ 1 Ziff. 71 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Ss 1 
i Der Senator für Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchenweſen wird beauftragt, eine Landes⸗ 
kulturkammer zu errichten. Die Landeskullurkammer hat die Aufgabe, das kulturelle Leben in der Freien 
Stadt Danzig zu fördern und zu dieſem Zweck die Angehörigen aller kulturellen Tätigkeitszweige zu⸗ 
ſammenzufaſſen. 
8 8 2 
Durch die Landeskulturkammer werden folgende Tätigkeitszweige erfaßt und vertreten: 
Schrifttum, lo 
Preſſe, 
Theater, 
Muſik, 
Bildende Kunſt, 
Rundfunk, 
Film. 
Der Leiter der Landeskulturkammer kann bei vorliegendem Bedürfnis die Angehörigen dieſer 
Tätigkeitszweige einzeln oder gemeinſam mit anderen Gruppen in Unterkammern zuſammenfaſſen. 
8 3 
Leiter der Landeskulturkammer iſt der Senator für Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchen⸗ 
weſen, ſein Stellvertreter iſt der Senator für Volksaufklärung und Propaganda. Auf Vorſchlag des 
Leiter der Landeskulturkammer wird der Geſchäftsführer der Landeskulturkammer ſowie die Vorſitzen⸗ 
den der Unterkammern und deren Geſchäftsführer nach Anhören der betreffenden Tätigkeitsgruppen 
dem Senat vorgeſchlagen und von dieſem ernannt. 


: 8 4 
Die Band al die Belange der im § 2 genannten Tätigkeitszweige bezw. 
Anterkammern untereinander ſowie die Wahrnehmung ihrer Intereſſen gegenüber dem Staat, den Ge⸗ 
meinden und den Gemeindeverbänden. : 
Die Landeskulturkammer iſt eine Körperſchaft öffentlichen Rechts. 
§ 5 - 
Die Satzung der Landeskulturkammer wird von ihrem Leiter mit Zuſtimmung des Senats, Die 


Satzungen der Unterkammern von ihren Vorſitzenden mit Zuſtimmung des Leiters der Landeskultur⸗ 
kammer erlaſſen. 


1. 


§ 6 
Der Senat wird ermächtigt, Ausführungsbeſtimmungen und Verwaltungsvorſchriften, auch ers 
gänzender Art, zur Durchführung dieſer Rechtsverordnung zu erlaſſen. 


7 
Die Verordnung tritt mit ihrer e in Kraft. 
Danzig, den 1. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck Paul Batzer 


ES Verordnung 
zum Schutze des Wirtſchaftslebens. 
Vom 6. Februar 1934. 
Auf Grund des § 1 Stelle 65, 68, 70 und 71 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung Be Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1983 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
$1 
Die Wirtſchaft unterſteht der Führung und dem beſonderen Schube des Staate. 
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Die Wirtſchaft it in ihrer freien Entfaltung nur infoweit beſchränkt, als dies durch Geſetze, Rechts⸗ 
verordnungen oder Anordnungen, die auf Grund von Geſetzen oder Rechtsverordnungen erlaſſen ſind, be⸗ 
ſtimmt wird. 

Die Rechte der Organe der Selbſtverwaltung bleiben unberührt. Die Organe ſind zu Anordnungen 
und Eingriffen nur befugt, ſoweit ihnen das Recht hierzu durch beſondere Ermächtigungen übertragen 
worden iſt. 

§ 2 

Die von dem Senat oder dem Präſidenten des Senats für die Wirtſchaft beitellten Kommiſſare 
und Beauftragten, ſowie die zur Durchführung des ſtändiſchen Aufbaus mit einem Amte oder einem 
Auftrage mittelbar oder unmittelbar betrauten Perſonen ſind nicht befugt, Neuordnungen im Wirt⸗ 
ſchaftsleben oder Eingriffe in die Entſchlußfreiheit der Unternehmer vorzunehmen, insbeſondere Beſtim⸗ 
mungen zu treffen, die die Einträglichkeit und die Betriebsbedingungen der Unternehmen berühren. Zu 
derartigen Anordnungen bedürfen ſie der vorherigen Zuſtimmung des Senators der Abteilung Wirt⸗ 
ſchaft. 

§ 3 

Eingriffe der im § 2 angegebenen Art durch andere als die oben genannten Stellen oder Per⸗ 
ſonen ſind unzuläſſig. 

Die im § 2 Genannten find dafür verantwortlich, daß innerhalb ihres Geſchäftsbereiches derartige 
Eingriffe unterbleiben. Sie haben von jedem zu ihrer Kenntnis gelangenden Verſtoß, auch wenn er von 
Stellen ausgeht, die nicht zu ihrer Zuſtändigkeit gehören, dem Senator der Abteilung Wirtſchaft Mit⸗ 
teilung zu machen. 

8 4 

Gegen die Maßnahmen der im S 2 gekennzeichneten Art ſteht jedem Beteiligten, Betriebsinhaber, 
Betriebsleiter, Arbeiter oder Angeſtellten das Recht der Beſchwerde an den Senator der Abteilung 
Wirtſchaft zu. 

§ 5 

Wer Anordnungen oder Eingriffe vornimmt, die nad SS 2 und 3 unzuläſſig find, wird mit Ge- 
fängnis bis zu 5 (fünf) Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu 100000,— (einhunderttauſend) Gulden be⸗ 
ſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der einen durch den Verſtoß oder Eingriff Betroffenen von 
der Beſchwerde abhält oder ihn daran hindert. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Senats ein. 

Wer Anordnungen oder Eingriffe vornimmt, die nach SS 2 und 3 unzuläſſig find, iſt, ſofern wegen 
der Handlung eine rechtskräftige Beſtrafung erfolgt iſt, für allen Schaden verantwortlich, der durch 
ſein Handeln einem anderen entſtanden iſt. 

Die allgemeinen Beſtimmungen, nach welchen Schadenerſatz verlangt werden kann, werden 1 
dieſe Vorſchrift nicht berührt. 

§ 6 
Die Verordnung trifft mit ihrer Verkündung in Kraft. b 


Danzig, den 6. Februar 1984. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


